
RICHTLINIE 2002/58/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES
vom 12. Juli 2002

über die Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz der Privatsphäre in der elektro-
nischen Kommunikation (Datenschutzrichtlinie für elektronische Kommunikation)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT
DER EUROPÄISCHEN UNION —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 95,

auf Vorschlag der Kommission (1),

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

nach Anhörung des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3),

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Richtlinie 95/46/EG des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 24. Oktober 1995 zum Schutz natür-
licher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener
Daten und zum freien Datenverkehr (4) schreibt vor, dass
die Mitgliedstaaten die Rechte und Freiheiten natürlicher
Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten
und insbesondere ihr Recht auf Privatsphäre sicher-
stellen, um in der Gemeinschaft den freien Verkehr
personenbezogener Daten zu gewährleisten.

(2) Ziel dieser Richtlinie ist die Achtung der Grundrechte;
sie steht insbesondere im Einklang mit den durch die
Charta der Grundrechte der Europäischen Union aner-
kannten Grundsätzen. Insbesondere soll mit dieser Richt-
linie gewährleistet werden, dass die in den Artikeln 7
und 8 jener Charta niedergelegten Rechte unein-
geschränkt geachtet werden.

(3) Die Vertraulichkeit der Kommunikation wird nach den
internationalen Menschenrechtsübereinkünften, insbe-
sondere der Europäischen Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grundfreiheiten, und den Verfas-
sungen der Mitgliedstaaten garantiert.

(4) Mit der Richtlinie 97/66/EG des Europäischen Parla-
ments und des Rates vom 15. Dezember 1997 über die
Verarbeitung personenbezogener Daten und den Schutz
der Privatsphäre im Bereich der Telekommunikation (5)
wurden die Grundsätze der Richtlinie 95/46/EG in
spezielle Vorschriften für den Telekommunikationssektor
umgesetzt. Die Richtlinie 97/66/EG muss an die
Entwicklungen der Märkte und Technologien für elektro-
nische Kommunikationsdienste angepasst werden, um
den Nutzern öffentlich zugänglicher elektronischer
Kommunikationsdienste unabhängig von der zugrunde
liegenden Technologie den gleichen Grad des Schutzes
personenbezogener Daten und der Privatsphäre zu

bieten. Jene Richtlinie ist daher aufzuheben und durch
die vorliegende Richtlinie zu ersetzen.

(5) Gegenwärtig werden öffentliche Kommunikationsnetze
in der Gemeinschaft mit fortschrittlichen neuen Digital-
technologien ausgestattet, die besondere Anforderungen
an den Schutz personenbezogener Daten und der
Privatsphäre des Nutzers mit sich bringen. Die Entwick-
lung der Informationsgesellschaft ist durch die Einfüh-
rung neuer elektronischer Kommunikationsdienste
gekennzeichnet. Der Zugang zu digitalen Mobilfunk-
netzen ist für breite Kreise möglich und erschwinglich
geworden. Diese digitalen Netze verfügen über große
Kapazitäten und Möglichkeiten zur Datenverarbeitung.
Die erfolgreiche grenzüberschreitende Entwicklung dieser
Dienste hängt zum Teil davon ab, inwieweit die Nutzer
darauf vertrauen, dass ihre Privatsphäre unangetastet
bleibt.

(6) Das Internet revolutioniert die herkömmlichen Markt-
strukturen, indem es eine gemeinsame, weltweite Infra-
struktur für die Bereitstellung eines breiten Spektrums
elektronischer Kommunikationsdienste bietet. Öffentlich
zugängliche elektronische Kommunikationsdienste über
das Internet eröffnen neue Möglichkeiten für die Nutzer,
bilden aber auch neue Risiken in Bezug auf ihre perso-
nenbezogenen Daten und ihre Privatsphäre.

(7) Für öffentliche Kommunikationsnetze sollten besondere
rechtliche, ordnungspolitische und technische
Vorschriften zum Schutz der Grundrechte und Grund-
freiheiten natürlicher Personen und der berechtigten
Interessen juristischer Personen erlassen werden, insbe-
sondere im Hinblick auf die zunehmenden Fähigkeiten
zur automatischen Speicherung und Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten über Teilnehmer und Nutzer.

(8) Die von den Mitgliedstaaten erlassenen rechtlichen,
ordnungspolitischen und technischen Bestimmungen
zum Schutz personenbezogener Daten, der Privatsphäre
und der berechtigten Interessen juristischer Personen im
Bereich der elektronischen Kommunikation sollten
harmonisiert werden, um Behinderungen des Binnen-
marktes der elektronischen Kommunikation nach Artikel
14 des Vertrags zu beseitigen. Die Harmonisierung sollte
sich auf die Anforderungen beschränken, die notwendig
sind, um zu gewährleisten, dass die Entstehung und die
Weiterentwicklung neuer elektronischer Kommunikati-
onsdienste und -netze zwischen Mitgliedstaaten nicht
behindert werden.
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Artikel 9

Andere Standortdaten als Verkehrsdaten

(1) Können andere Standortdaten als Verkehrsdaten in Bezug
auf die Nutzer oder Teilnehmer von öffentlichen Kommunikati-
onsnetzen oder öffentlich zugänglichen Kommunikationsdiens-
ten verarbeitet werden, so dürfen diese Daten nur im zur Bereit-
stellung von Diensten mit Zusatznutzen erforderlichen Maß
und innerhalb des dafür erforderlichen Zeitraums verarbeitet
werden, wenn sie anonymisiert wurden oder wenn die Nutzer
oder Teilnehmer ihre Einwilligung gegeben haben. Der Dienst-
eanbieter muss den Nutzern oder Teilnehmern vor Einholung
ihrer Einwilligung mitteilen, welche Arten anderer Standort-
daten als Verkehrsdaten verarbeitet werden, für welche Zwecke
und wie lange das geschieht, und ob die Daten zum Zwecke
der Bereitstellung des Dienstes mit Zusatznutzen an einen
Dritten weitergegeben werden. Die Nutzer oder Teilnehmer
können ihre Einwilligung zur Verarbeitung anderer Standort-
daten als Verkehrsdaten jederzeit zurückziehen.

(2) Haben die Nutzer oder Teilnehmer ihre Einwilligung zur
Verarbeitung von anderen Standortdaten als Verkehrsdaten
gegeben, dann müssen sie auch weiterhin die Möglichkeit
haben, die Verarbeitung solcher Daten für jede Verbindung
zum Netz oder für jede Übertragung einer Nachricht auf
einfache Weise und gebührenfrei zeitweise zu untersagen.

(3) Die Verarbeitung anderer Standortdaten als Verkehrs-
daten gemäß den Absätzen 1 und 2 muss auf das für die Bereit-
stellung des Dienstes mit Zusatznutzen erforderliche Maß sowie
auf Personen beschränkt werden, die im Auftrag des Betreibers
des öffentlichen Kommunikationsnetzes oder öffentlich zugäng-
lichen Kommunikationsdienstes oder des Dritten, der den
Dienst mit Zusatznutzen anbietet, handeln.

Artikel 10

Ausnahmen

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass es transparente
Verfahren gibt, nach denen der Betreiber eines öffentlichen
Kommunikationsnetzes und/oder eines öffentlich zugänglichen
elektronischen Kommunikationsdienstes

a) die Unterdrückung der Anzeige der Rufnummer des Anru-
fers vorübergehend aufheben kann, wenn ein Teilnehmer
beantragt hat, dass böswillige oder belästigende Anrufe
zurückverfolgt werden; in diesem Fall werden nach inner-
staatlichem Recht die Daten mit der Rufnummer des anru-
fenden Teilnehmers vom Betreiber des öffentlichen Kommu-
nikationsnetzes und/oder des öffentlich zugänglichen
elektronischen Kommunikationsdienstes gespeichert und zur
Verfügung gestellt;

b) die Unterdrückung der Anzeige der Rufnummer des Anru-
fers aufheben und Standortdaten trotz der vorübergehenden
Untersagung oder fehlenden Einwilligung durch den Teil-
nehmer oder Nutzer verarbeiten kann, und zwar anschluss-
bezogen für Einrichtungen, die Notrufe bearbeiten und dafür
von einem Mitgliedstaat anerkannt sind, einschließlich Straf-
verfolgungsbehörden, Ambulanzdiensten und Feuerwehren,
zum Zwecke der Beantwortung dieser Anrufe.

Artikel 11

Automatische Anrufweiterschaltung

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass jeder Teilnehmer die
Möglichkeit hat, auf einfache Weise und gebührenfrei die von

einer dritten Partei veranlasste automatische Anrufweiterschal-
tung zum Endgerät des Teilnehmers abzustellen.

Artikel 12

Teilnehmerverzeichnisse

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Teilnehmer
gebührenfrei und vor Aufnahme in das Teilnehmerverzeichnis
über den Zweck bzw. die Zwecke von gedruckten oder elektro-
nischen, der Öffentlichkeit unmittelbar oder über Auskunfts-
dienste zugänglichen Teilnehmerverzeichnissen, in die ihre
personenbezogenen Daten aufgenommen werden können,
sowie über weitere Nutzungsmöglichkeiten aufgrund der in
elektronischen Fassungen der Verzeichnisse eingebetteten Such-
funktionen informiert werden.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Teilnehmer
Gelegenheit erhalten festzulegen, ob ihre personenbezogenen
Daten — und ggf. welche — in ein öffentliches Verzeichnis
aufgenommen werden, sofern diese Daten für den vom
Anbieter des Verzeichnisses angegebenen Zweck relevant sind,
und diese Daten prüfen, korrigieren oder löschen dürfen. Für
die Nicht-Aufnahme in ein der Öffentlichkeit zugängliches Teil-
nehmerverzeichnis oder die Prüfung, Berichtigung oder Strei-
chung personenbezogener Daten aus einem solchen Verzeichnis
werden keine Gebühren erhoben.

(3) Die Mitgliedstaaten können verlangen, dass eine zusätz-
liche Einwilligung der Teilnehmer eingeholt wird, wenn ein
öffentliches Verzeichnis anderen Zwecken als der Suche nach
Einzelheiten betreffend die Kommunikation mit Personen
anhand ihres Namens und gegebenenfalls eines Mindestbestands
an anderen Kennzeichen dient.

(4) Die Absätze 1 und 2 gelten für Teilnehmer, die natür-
liche Personen sind. Die Mitgliedstaaten tragen im Rahmen des
Gemeinschaftsrechts und der geltenden einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften außerdem dafür Sorge, dass die berechtigten
Interessen anderer Teilnehmer als natürlicher Personen in Bezug
auf ihre Aufnahme in öffentliche Verzeichnisse ausreichend
geschützt werden.

Artikel 13

Unerbetene Nachrichten

(1) Die Verwendung von automatischen Anrufsystemen
ohne menschlichen Eingriff (automatische Anrufmaschinen),
Faxgeräten oder elektronischer Post für die Zwecke der Direkt-
werbung darf nur bei vorheriger Einwilligung der Teilnehmer
gestattet werden.

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 kann eine natürliche oder
juristische Person, wenn sie von ihren Kunden im Zusammen-
hang mit dem Verkauf eines Produkts oder einer Dienstleistung
gemäß der Richtlinie 95/46/EG deren elektronische Kontaktin-
formationen für elektronische Post erhalten hat, diese zur
Direktwerbung für eigene ähnliche Produkte oder Dienstleis-
tungen verwenden, sofern die Kunden klar und deutlich die
Möglichkeit erhalten, eine solche Nutzung ihrer elektronischen
Kontaktinformationen bei deren Erhebung und bei jeder
Übertragung gebührenfrei und problemlos abzulehnen, wenn
der Kunde diese Nutzung nicht von vornherein abgelehnt hat.
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(3) Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen, um
— gebührenfrei für die Teilnehmer — sicherzustellen, dass
außer in den in den Absätzen 1 und 2 genannten Fällen unerbe-
tene Nachrichten zum Zweck der Direktwerbung, die entweder
ohne die Einwilligung der betreffenden Teilnehmer erfolgen
oder an Teilnehmer gerichtet sind, die keine solchen Nach-
richten erhalten möchten, nicht gestattet sind; welche dieser
Optionen gewählt wird, ist im innerstaatlichen Recht zu regeln.

(4) Auf jeden Fall verboten ist die Praxis des Versendens
elektronischer Nachrichten zu Zwecken der Direktwerbung, bei
der die Identität des Absenders, in dessen Auftrag die Nachricht
übermittelt wird, verschleiert oder verheimlicht wird oder bei
der keine gültige Adresse vorhanden ist, an die der Empfänger
eine Aufforderung zur Einstellung solcher Nachrichten richten
kann.

(5) Die Absätze 1 und 3 gelten für Teilnehmer, die natür-
liche Personen sind. Die Mitgliedstaaten tragen im Rahmen des
Gemeinschaftsrechts und der geltenden einzelstaatlichen
Rechtsvorschriften außerdem dafür Sorge, dass die berechtigten
Interessen anderer Teilnehmer als natürlicher Personen in Bezug
auf unerbetene Nachrichten ausreichend geschützt werden.

Artikel 14

Technische Merkmale und Normung

(1) Bei der Durchführung der Bestimmungen dieser Richt-
linie stellen die Mitgliedstaaten vorbehaltlich der Absätze 2 und
3 sicher, dass keine zwingenden Anforderungen in Bezug auf
spezifische technische Merkmale für Endgeräte oder sonstige
elektronische Kommunikationsgeräte gestellt werden, die deren
Inverkehrbringen und freien Vertrieb in und zwischen den
Mitgliedstaaten behindern können.

(2) Soweit die Bestimmungen dieser Richtlinie nur mit Hilfe
spezifischer technischer Merkmale elektronischer Kommunikati-
onsnetze durchgeführt werden können, unterrichten die
Mitgliedstaaten die Kommission darüber gemäß der Richtlinie
98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22.
Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der
Normen und technischen Vorschriften und der Vorschriften für
die Dienste der Informationsgesellschaft (1).

(3) Erforderlichenfalls können gemäß der Richtlinie 1999/5/
EG und dem Beschluss 87/95/EWG des Rates vom 22.
Dezember 1986 über die Normung auf dem Gebiet der Infor-
mationstechnik und der Telekommunikation (2) Maßnahmen
getroffen werden, um sicherzustellen, dass Endgeräte in einer
Weise gebaut sind, die mit dem Recht der Nutzer auf Schutz
und Kontrolle der Verwendung ihrer personenbezogenen Daten
vereinbar ist.

Artikel 15

Anwendung einzelner Bestimmungen der Richtlinie
95/46/EG

(1) Die Mitgliedstaaten können Rechtsvorschriften erlassen,
die die Rechte und Pflichten gemäß Artikel 5, Artikel 6, Artikel
8 Absätze 1, 2, 3 und 4 sowie Artikel 9 dieser Richtlinie

beschränken, sofern eine solche Beschränkung gemäß Artikel
13 Absatz 1 der Richtlinie 95/46/EG für die nationale Sicher-
heit, (d. h. die Sicherheit des Staates), die Landesverteidigung,
die öffentliche Sicherheit sowie die Verhütung, Ermittlung, Fest-
stellung und Verfolgung von Straftaten oder des unzulässigen
Gebrauchs von elektronischen Kommunikationssystemen in
einer demokratischen Gesellschaft notwendig, angemessen und
verhältnismäßig ist. Zu diesem Zweck können die Mitglied-
staaten unter anderem durch Rechtsvorschriften vorsehen, dass
Daten aus den in diesem Absatz aufgeführten Gründen
während einer begrenzten Zeit aufbewahrt werden. Alle in
diesem Absatz genannten Maßnahmen müssen den allgemeinen
Grundsätzen des Gemeinschaftsrechts einschließlich den in
Artikel 6 Absätze 1 und 2 des Vertrags über die Europäische
Union niedergelegten Grundsätzen entsprechen.

(2) Die Bestimmungen des Kapitels III der Richtlinie 95/46/
EG über Rechtsbehelfe, Haftung und Sanktionen gelten im
Hinblick auf innerstaatliche Vorschriften, die nach der vorlie-
genden Richtlinie erlassen werden, und im Hinblick auf die aus
dieser Richtlinie resultierenden individuellen Rechte.

(3) Die gemäß Artikel 29 der Richtlinie 95/46/EG einge-
setzte Datenschutzgruppe nimmt auch die in Artikel 30 jener
Richtlinie festgelegten Aufgaben im Hinblick auf die von der
vorliegenden Richtlinie abgedeckten Aspekte, nämlich den
Schutz der Grundrechte und der Grundfreiheiten und der
berechtigten Interessen im Bereich der elektronischen Kommu-
nikation wahr.

Artikel 16

Übergangsbestimmungen

(1) Artikel 12 gilt nicht für Ausgaben von Teilnehmerver-
zeichnissen, die vor dem Inkrafttreten der nach dieser Richtlinie
erlassenen innerstaatlichen Vorschriften bereits in gedruckter
oder in netzunabhängiger elektronischer Form produziert oder
in Verkehr gebracht wurden.

(2) Sind die personenbezogenen Daten von Teilnehmern von
Festnetz- oder Mobil-Sprachtelefondiensten in ein öffentliches
Teilnehmerverzeichnis gemäß der Richtlinie 95/46/EG und
gemäß Artikel 11 der Richtlinie 97/66/EG aufgenommen
worden, bevor die nach der vorliegenden Richtlinie erlassenen
innerstaatlichen Rechtsvorschriften in Kraft treten, so können
die personenbezogenen Daten dieser Teilnehmer in der
gedruckten oder elektronischen Fassung, einschließlich
Fassungen mit Umkehrsuchfunktionen, in diesem öffentlichen
Verzeichnis verbleiben, sofern die Teilnehmer nach Erhalt voll-
ständiger Informationen über die Zwecke und Möglichkeiten
gemäß Artikel 12 nicht etwas anderes wünschen.

Artikel 17

Umsetzung

(1) Die Mitgliedstaaten setzen vor dem 31. Oktober 2003
die Rechtsvorschriften in Kraft, die erforderlich sind, um dieser
Richtlinie nachzukommen. Sie setzen die Kommission unver-
züglich davon in Kenntnis.
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Kurztitel 

Telekommunikationsgesetz 2003 

Kundmachungsorgan 

BGBl. I Nr. 70/2003 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 102/2011 

§/Artikel/Anlage 

§ 107 

Inkrafttretensdatum 

22.11.2011 

Text 

Unerbetene Nachrichten 

§ 107. (1) Anrufe – einschließlich das Senden von Fernkopien – zu Werbezwecken ohne vorherige 
Einwilligung des Teilnehmers sind unzulässig. Der Einwilligung des Teilnehmers steht die Einwilligung 
einer Person, die vom Teilnehmer zur Benützung seines Anschlusses ermächtigt wurde, gleich. Die 
erteilte Einwilligung kann jederzeit widerrufen werden; der Widerruf der Einwilligung hat auf ein 
Vertragsverhältnis mit dem Adressaten der Einwilligung keinen Einfluss. 

(1a) Bei Telefonanrufen zu Werbezwecken darf die Rufnummernanzeige durch den Anrufer nicht 
unterdrückt oder verfälscht werden und der Diensteanbieter nicht veranlasst werden, diese zu 
unterdrücken oder zu verfälschen. 

(2) Die Zusendung einer elektronischen Post – einschließlich SMS – ist ohne vorherige Einwilligung 
des Empfängers unzulässig, wenn 

 1. die Zusendung zu Zwecken der Direktwerbung erfolgt oder 

 2. an mehr als 50 Empfänger gerichtet ist. 

(3) Eine vorherige Zustimmung für die Zusendung elektronischer Post gemäß Abs. 2 ist dann nicht 
notwendig, wenn 

 1. der Absender die Kontaktinformation für die Nachricht im Zusammenhang mit dem Verkauf 
oder einer Dienstleistung an seine Kunden erhalten hat und 

 2. diese Nachricht zur Direktwerbung für eigene ähnliche Produkte oder Dienstleistungen erfolgt 
und 

 3. der Empfänger klar und deutlich die Möglichkeit erhalten hat, eine solche Nutzung der 
elektronischen Kontaktinformation bei deren Erhebung und zusätzlich bei jeder Übertragung 
kostenfrei und problemlos abzulehnen und 

 4. der Empfänger die Zusendung nicht von vornherein, insbesondere nicht durch Eintragung in die 
in § 7 Abs. 2 E-Commerce-Gesetz genannte Liste, abgelehnt hat. 

(4) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 133/2005) 

(5) Die Zusendung elektronischer Post zu Zwecken der Direktwerbung ist jedenfalls unzulässig, 
wenn 

 1. die Identität des Absenders, in dessen Auftrag die Nachricht übermittelt wird, verschleiert oder 
verheimlicht wird, oder 

 2. die Bestimmungen des § 6 Abs. 1 E-Commerce-Gesetz verletzt werden, oder 

 3. der Empfänger aufgefordert wird, Websites zu besuchen, die gegen die genannte Bestimmung 
verstoßen oder 

 4. keine authentische Adresse vorhanden ist, an die der Empfänger eine Aufforderung zur 
Einstellung solcher Nachrichten richten kann. 
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(6) Wurden Verwaltungsübertretungen nach Absatz 1, 2 oder 5 nicht im Inland begangen, gelten sie 
als an jenem Ort begangen, an dem die unerbetene Nachricht den Anschluss des Teilnehmers erreicht. 
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(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

RICHTLINIE 2000/31/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

vom 8. Juni 2000

über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere
des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt („Richtlinie über den elektronischen

Geschäftsverkehr“)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND (3) Das Gemeinschaftsrecht und die charakteristischen Merk-
male der gemeinschaftlichen Rechtsordnung sind einDER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION —
wichtiges Instrument, damit die europäischen Bürger und
Unternehmen uneingeschränkt und ohne Behinderunggestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
durch Grenzen Nutzen aus den Möglichkeiten des elektro-Gemeinschaft, insbesondere auf Artikel 47 Absatz 2 und die
nischen Geschäftsverkehrs ziehen können. Diese Richtli-Artikel 55 und 95,
nie zielt daher darauf ab, ein hohes Niveau der rechtlichen
Integration in der Gemeinschaft sicherzustellen, um einenauf Vorschlag der Kommission (1),
wirklichen Raum ohne Binnengrenzen für die Dienste der
Informationsgesellschaft zu verwirklichen.nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses (2),

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 des Vertrags (3)
(4) Es ist wichtig zu gewährleisten, daß der elektronische

Geschäftsverkehr die Chancen des Binnenmarktes vollin Erwägung nachstehender Gründe:
nutzen kann und daß somit ebenso wie mit der Richtlinie
89/552/EWG des Rates vom 3. Oktober 1989 zur Koor-

(1) Ziel der Europäischen Union ist es, einen immer engeren dinierung bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschrif-
Zusammenschluß der europäischen Staaten und Völker ten der Mitgliedstaaten über die Ausübung der Fernsehtä-
zu schaffen, um den wirtschaftlichen und sozialen Fort- tigkeit (4) ein hohes Niveau der gemeinschaftlichen Inte-
schritt zu sichern. Der Binnenmarkt umfaßt nach Arti- gration erzielt wird.
kel 14 Absatz 2 des Vertrags einen Raum ohne Bin-
nengrenzen, in dem der freie Verkehr von Waren und
Dienstleistungen sowie die Niederlassungsfreiheit

(5) Die Weiterentwicklung der Dienste der Informationsge-gewährleistet sind. Die Weiterentwicklung der Dienste
sellschaft in der Gemeinschaft wird durch eine Reihe vonder Informationsgesellschaft in dem Raum ohne Bin-
rechtlichen Hemmnissen für das reibungslose Funktionie-nengrenzen ist ein wichtiges Mittel, um die Schranken,
ren des Binnenmarktes behindert, die die Ausübung derdie die europäischen Völker trennen, zu beseitigen.
Niederlassungsfreiheit und des freien Dienstleistungsver-
kehrs weniger attraktiv machen. Die Hemmnisse bestehen

(2) Die Entwicklung des elektronischen Geschäftsverkehrs in in Unterschieden der innerstaatlichen Rechtsvorschriften
der Informationsgesellschaft bietet erhebliche Beschäfti- sowie in der Rechtsunsicherheit hinsichtlich der auf
gungsmöglichkeiten in der Gemeinschaft, insbesondere Dienste der Informationsgesellschaft jeweils anzuwenden-
in kleinen und mittleren Unternehmen, und wird das den nationalen Regelungen. Solange die innerstaatlichen
Wirtschaftswachstum sowie die Investitionen in Innova- Rechtsvorschriften in den betreffenden Bereichen nicht
tionen der europäischen Unternehmen anregen; diese koordiniert und angepaßt sind, können diese Hemmnisse
Entwicklung kann auch die Wettbewerbsfähigkeit der gemäß der Rechtsprechung des Gerichtshofes der Euro-
europäischen Wirtschaft stärken, vorausgesetzt, daß das päischen Gemeinschaften gerechtfertigt sein. Rechtsunsi-
Internet allen zugänglich ist. cherheit besteht im Hinblick darauf, in welchem Ausmaß

die Mitgliedstaaten über Dienste aus einem anderen
Mitgliedstaat Kontrolle ausüben dürfen.(1) ABl. C 30 vom 5.2.1999, S. 4.

(2) ABl. C 169 vom 16.6.1999, S. 36.
(3) Stellungnahme des Europäischen Parlaments vom 6. Mai 1999

(ABl. C 279 vom 1.10.1999, S. 389). Gemeinsamer Standpunkt
des Rates vom 28. Februar 2000 und Beschluß des Europäischen (4) ABl. L 298 vom 17.10.1989, S. 23. Richtlinie geändert durch die

Richtlinie 97/36/EG des Europäischen Parlaments und des RatesParlaments vom 4. Mai 2000 (noch nicht im Amtsblatt veröffent-
licht). (ABl. L 202 vom 30.7.1997, S. 60).
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(2) Zusätzlich zu den sonstigen Informationsanforderungen Artikel 8
nach dem Gemeinschaftsrecht tragen die Mitgliedstaaten zu-
mindest dafür Sorge, daß, soweit Dienste der Informationsge- Reglementierte Berufesellschaft auf Preise Bezug nehmen, diese klar und unzweideu-
tig ausgewiesen werden und insbesondere angegeben wird, ob
Steuern und Versandkosten in den Preisen enthalten sind. (1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß die Verwendung

kommerzieller Kommunikationen, die Bestandteil eines von
einem Angehörigen eines reglementierten Berufs angebotenen
Dienstes der Informationsgesellschaft sind oder einen solchenAbschnitt 2 — Kommerzielle Kommunikationen
Dienst darstellen, gestattet ist, soweit die berufsrechtlichen
Regeln, insbesondere zur Wahrung von Unabhängigkeit,
Würde und Ehre des Berufs, des Berufsgeheimnisses und einesArtikel 6
lauteren Verhaltens gegenüber Kunden und Berufskollegen,
eingehalten werden.

Informationspflichten

(2) Unbeschadet der Autonomie von Berufsvereinigungen
Zusätzlich zu den sonstigen Informationsanforderungen nach und -organisationen ermutigen die Mitgliedstaaten und die
dem Gemeinschaftsrecht stellen die Mitgliedstaaten sicher, Kommission die Berufsvereinigungen und -organisationen
daß kommerzielle Kommunikationen, die Bestandteil eines dazu, Verhaltenskodizes auf Gemeinschaftsebene aufzustellen,
Dienstes der Informationsgesellschaft sind oder einen solchen um zu bestimmen, welche Arten von Informationen im
Dienst darstellen, zumindest folgende Bedingungen erfüllen: Einklang mit den in Absatz 1 genannten Regeln zum Zwecke

der kommerziellen Kommunikation erteilt werden können.a) Kommerzielle Kommunikationen müssen klar als solche
zu erkennen sein;

(3) Bei der Ausarbeitung von Vorschlägen für Gemein-
b) die natürliche oder juristische Person, in deren Auftrag schaftsinitiativen, die erforderlich werden könnten, um das

kommerzielle Kommunikationen erfolgen, muß klar iden- Funktionieren des Binnenmarktes im Hinblick auf die in
tifizierbar sein; Absatz 2 genannten Informationen zu gewährleisten, trägt die

Kommission den auf Gemeinschaftsebene geltenden Verhal-
c) soweit Angebote zur Verkaufsförderung wie Preisnachläs- tenskodizes gebührend Rechnung und handelt in enger Zusam-

se, Zugaben und Geschenke im Mitgliedstaat der Niederlas- menarbeit mit den einschlägigen Berufsvereinigungen und -
sung des Diensteanbieters zulässig sind, müssen sie klar als organisationen.
solche erkennbar sein, und die Bedingungen für ihre
Inanspruchnahme müssen leicht zugänglich sein sowie

(4) Diese Richtlinie findet zusätzlich zu den Gemeinschafts-klar und unzweideutig angegeben werden;
richtlinien betreffend den Zugang zu und die Ausübung von
Tätigkeiten im Rahmen der reglementierten Berufe Anwen-d) soweit Preisausschreiben oder Gewinnspiele im Mitglied-
dung.staat der Niederlassung des Diensteanbieters zulässig sind,

müssen sie klar als solche erkennbar sein, und die Teilnah-
mebedingungen müssen leicht zugänglich sein sowie klar
und unzweideutig angegeben werden. Abschnitt 3 — Abschluß von Verträgen auf elektronischem

Weg

Artikel 7
Artikel 9

Nicht angeforderte kommerzielle Kommunikationen
Behandlung von Verträgen

(1) Zusätzlich zu den sonstigen Anforderungen des Ge-
meinschaftsrechts stellen Mitgliedstaaten, die nicht angeforder- (1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, daß ihr Rechtssystem
te kommerzielle Kommunikation mittels elektronischer Post den Abschluß von Verträgen auf elektronischem Wege ermög-
zulassen, sicher, daß solche kommerziellen Kommunikationen licht. Die Mitgliedstaaten stellen insbesondere sicher, daß ihre
eines in ihrem Hoheitsgebiet niedergelassenen Diensteanbieters für den Vertragsabschluß geltenden Rechtsvorschriften weder
bei Eingang beim Nutzer klar und unzweideutig als solche Hindernisse für die Verwendung elektronischer Verträge bilden
erkennbar sind. noch dazu führen, daß diese Verträge aufgrund des Umstandes,

daß sie auf elektronischem Wege zustande gekommen sind,
keine rechtliche Wirksamkeit oder Gültigkeit haben.(2) Unbeschadet der Richtlinien 97/7/EG und 97/66/EG

ergreifen die Mitgliedstaaten Maßnahmen um sicherzustellen,
daß Diensteanbieter, die nicht angeforderte kommerzielle (2) Die Mitgliedstaaten können vorsehen, daß Absatz 1 auf
Kommunikation durch elektronische Post übermitteln, re- alle oder bestimmte Verträge einer der folgenden Kategorien
gelmäßig sog. Robinson-Listen konsultieren, in die sich natürli- keine Anwendung findet:
che Personen eintragen können, die keine derartigen kommer-
ziellen Kommunikationen zu erhalten wünschen, und daß die a) Verträge, die Rechte an Immobilien mit Ausnahme von

Mietrechten begründen oder übertragen;Diensteanbieter diese Listen beachten.
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Nicht angeforderte kommerzielle Kommunikation 

§ 7. (1) Ein Diensteanbieter, der eine kommerzielle Kommunikation zulässigerweise ohne vorherige 
Zustimmung des Empfängers mittels elektronischer Post versendet, hat dafür zu sorgen, dass die kommerzielle 
Kommunikation bei ihrem Eingang beim Nutzer klar und eindeutig als solche erkennbar ist. 

(2) Die Rundfunk und Telekom Regulierungs-GmbH (RTR-GmbH) hat eine Liste zu führen, in die sich 
diejenigen Personen und Unternehmen kostenlos eintragen können, die für sich die Zusendung kommerzieller 
Kommunikation im Weg der elektronischen Post ausgeschlossen haben. Die in Abs. 1 genannten Diensteanbieter 
haben diese Liste zu beachten. 

(3) Rechtsvorschriften über die Zulässigkeit und Unzulässigkeit der Übermittlung kommerzieller 
Kommunikation im Weg der elektronischen Post bleiben unberührt. 


